
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 24.10.2017 
Fachbereich: Zentrale Immobilienverwaltung 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 033/2017/0026 
 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 
 

 Sitzungstermin TOP Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Bau, Verkehr, Liegenschaften, 
Landwirtschaft und Umwelt 
Köngernheim 

15.11.2017 6    

Haupt- und Finanzausschuss 
Köngernheim 

15.11.2017 6    

Gemeinderat Köngernheim 27.11.2017 5    

 
    
 
Neubaugebiet "Köngernheim-Ost"; Gewann "In der Nachtweide"  
hier: Auswahl Erschließungsträger 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt, die Erschließung des Baugebietes 
„Köngernheim-Ost/In der Nachtweide“ im Rahmen der Privaterschließung abzuwickeln und 
mit der Durchführung das Büro/die Firma 
 
___________________________________________________________________________ 
zu beauftragen. Der abzuschließende Städtebauliche Vertrag gem. § 11 BauGB wird 
gesondert zur Beschlussfassung vorgelegt.  
 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       
 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich zur Verfügung. 
 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       
 

 Die Zustimmung der Leistung über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO 
 ist erforderlich. 
 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
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Im Auftrag 

    

       
       

  (Haselsteiner)  (Schmitt)  (Penzer) 
  Fachbereichsleiter  Beigeordneter  Bürgermeister 
 
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Gemeinderat Köngernheim hat in der Sitzung am 17.05.2017 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan „Köngernheim-Ost“ gefasst und gleichzeitig das Büro WSW, 
Kaiserslautern, mit der Durchführung des Bauleitplanverfahrens beauftragt. 
 
Bei der Erstellung eines Städtebaulichen Entwurfs zum Bebauungsplan sind die Belange einer 
wirtschaftlichen Erschließung von vorn herein zu berücksichtigen.  
Bauleitplanung und Erschießungsplanung sollten daher parallel zu einander und in enger 
Abstimmung zwischen dem Bauleitplaner und dem Erschließungsträger erfolgen. 
 
Dem Grunde nach gibt das Baugesetzbuch (BauGB) zwei Möglichkeiten der Erschließung. Das 
sind die öffentliche Erschließung und die sogenannte Privaterschließung. Bei letzterem 
Verfahren überträgt die Kommune per Städtebaulichem Vertrag gem. § 11 BauGB die 
Erschließung an einen Erschließungsträger. Der große Vorteil dieser Variante ist die 
Kostendeckung zu 100 % über privatrechtliche Kostenerstattungsverträge. Im Fall der 
öffentlichen Erschließung sind Erschließungsbeiträge zu erheben. Hier dürfen nur 90 % der 
Kosten der erstmaligen Herstellung der Straßen umgelegt werden. Zudem verbleiben die 
Kosten der Bauleitplanung und evtl. erforderlicher Gutachten in voller Höhe bei der 
Gemeinde.  
Aus diesem Grund wird von kommunaler Seite fast ausschließlich das Modell der 
Privaterschließung gewählt.  
 
In der informellen Besprechung am 04.10.2017 erfolgte eine kurze Vorstellung von zwei 
möglichen Erschließungsträgern, die den Anwesenden jeweils ihre Schwerpunkte zur 
Vorgehensweise und Abwicklung vorgetragen haben. Bewerbungsunterlagen liegen der 
Gemeindeverwaltung vor. An dieser Stelle ist festzuhalten, dass Bauleitplanung und 
Erschließungsträgerschaft in einer Hand liegen können, dies aber kein Muss ist und es auch 
gute Beispiele aus den Nachbargemeinden für eine getrennte Beauftragung gibt.  
 
Vorgestellt haben sich: 
a) Weber-Consulting Beratungs GmbH, Pforzheim 
b) WVE GmbH, Kaiserslautern    
 
Der Verwaltung sind die genannten Büros als Erschließungsträger in verschiedenen 
Ortsgemeinden der VG Rhein-Selz bekannt.   



Seite 3 

Weiterhin wurden die Ausschuss- und Ratsmitglieder über die Vorgehensweise in  der 
Ortsgemeinde Hillesheim informiert, vorgestellt von Ortsbürgermeister Helmut Schmitt. Die 
Gemeinde Hillesheim hat für ihre aktuelles Baugebiet kein Baulandumlegungsverfahren 
durchgeführt sondern vielmehr alle Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
vorab aufgekauft, so dass auch der Abverkauf der Baugrundstücke alleine in der Hand der 
Gemeinde liegt. Die Grundstücksneuordnung erfolgt in diesem Fall durch eine 
privatrechtliche Umlegung (Vermessung durch einen Öffentlich bestellten Vermessungs-
Ingenieur( ÖbVI)). 
 
Aufgrund des derzeitigen Planungsstands „Köngernheim-Ost“ steht noch nicht fest, ob alle 
Alt-Eigentümer bereit sind ihre Flächenanteile im Geltungsbereich des Bebauungsplanes an 
die Gemeinde zu veräußern. Daher wird von der Verwaltung empfohlen einen 
Erschließungsträger zu beauftragen, der auch im Bereich der Bodenordnung 
(Verkaufsgespräche/Umlegungsprozedere usw) tätig ist.    
 
Eine formelle Ausschreibung nach Vergaberecht ist nicht erforderlich, da das geschätzte 
Honorar unterhalb des EU-Schwellenwertes liegt und die  Unterschwellenvergabeordnung 
(UVgO), die auch die Vergabe von freiberuflichen Leistungen regelt, noch nicht in Kraft 
getreten ist.  
 
 
 
 
 
 
 
   
 
 
 
 
 
  
 
 


